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ENTSCHEIDUNG DES RATES

vom 20. Dezember 1968

über den Abschluß und die Ausführung von besonderen zwischenstaatlichen Uberein­
künften betreffend die Verpflichtung der Mitgliedstaaten der EWG, Mindestvorräte

an Erdöl und/oder Erdölerzeugnissen zu halten

(68/416/EWG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf
Artikel 103 ,

auf Vorschlag der Kommission,
in Erwägung nachstehender Gründe :

Der Rat hat die Richtlinie vom 20 . Dezember 1968
zur Verpflichtung der Mitgliedstaaten, Mindestvor­
räte an Erdöl und/oder Erdölerzeugnissen zu halten,
erlassen (*).

In Artikel 6 Absatz 2 der genannten Richtlinie ist die
Möglichkeit vorgesehen, im Rahmen besonderer
zwischenstaatlicher Übereinkünfte Vorräte im Ho­
heitsgebiet eines Mitgliedstaats für Rechnung von
Unternehmen anzulegen, die ihren Sitz in einem an­
deren Mitgliedstaat haben.

Es erscheint zweckmäßig, bestimmte Verfahrenswei­
sen für den Fall vorzusehen, daß solche Überein­
künfte nicht in einer angemessenen Frist geschlossen
oder nicht eingehalten werden —

oder wird eine solche Ubereinkunft nicht eingehalten,
so unterrichten die betreffenden Regierungen die
Kommission .

Die Kommission kann den betreffenden Regierun­
gen geeignete Maßnahmen zur Uberwindung der
Schwierigkeiten vorschlagen .

Artikel 2

Kommt eine zwischenstaatliche Übereinkunft nicht
innerhalb von drei Monaten, nachdem die Kom­
mission geeignete Maßnahmen zur Überwindung der
Schwierigkeiten vorgeschlagen hat, zustande, so un­
terbreitet die Kommission dem Rat einen Vorschlag
für eine Richtlinie oder andere geeignete Maßnahmen.

In diesem Vorschlag wird insbesondere ein Verfahren
vorgesehen, durch das die Erfassung, die Überwa­
chung und der Transport der in dem anderen Mit­
gliedstaat lagernden Vorräte gewährleistet werden
können; ferner werden darin die Grundsätze des Ar­
tikels 6 Absatz 2 der genannten Richtlinie berücksich­
tigt.

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten ge­
richtet.

Geschehen zu Brüssel am 20. Dezember 1968 .

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Kommt eine zwischenstaatliche Ubereinkunft nach
Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie des Rates vom
20. Dezember 1968 nicht innerhalb einer Frist von
acht Monaten nach Bekanntgabe der genannten Richt­
linie zwischen den betreffenden Regierungen zustande

Im Kamen des Rates

Der Präsident

V. LATTANZIO
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